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Präsident Dr .Dannebergeröffnet die Sitzungum 16Uhr
40undteilt zunächstmit ,dassdie BundesregierunggegendenBeschlussdes
WienerLandtages vom23 .Dezemberbetreffend die WohnbausteuervorlageEin - ¬
wendungenund hernach einen Einspruch erhoben hat .DieserGesetzesbeschluss
kann daher nicht im Landesgesetzbaltt publiziert werden .DemLandtag
liegt der neue Antrag in demselben Gegenstand vor . DerPräsident lädt
den Berichterstatter Stadtrat Breitner ein ,über dieWohnbausteuernovelle
zureferieren .

Stad trat Breitner erinnert daran ,dass dieBundesregierung
gegendas vomLandtagam23 .DezemberbeschlosseneGesetzüber dieWohnbau¬
steuer zuerst Einwendungen und dann Einspruch erhoben habe .DasVeto
stützt sich darauf ,dass in einer Reihe von Ansätzen über 14 Prozent des
Friedenszinses hinausgegangenwerde .Die Regierungmachtvon einemRechte
Gebrauch ,das ihr durch das Finanzverfassungsgesetz gegeben ist . Eshandelt
sich aber keineswegs etwa um eine zwingende Bestimmung in dem Sinne ,dass
etwa der einzelne Steuerträger die Möglichkeit hätte ,bei einer höheren
Belastung als 14 Prozent den Verfassungsgerichtshof anzurufen .Esliegt
auch nicht ein so zwingendes Verbot vor ,wie es beispielsweise bei den
Zuschlagsrechten zur Einkommen -und Erwerbsteuer der Fall ist .Das Veto
steht ausschliesslich der Regierung nach ihrem freien Ermessen zu .Die Re¬
gierung kann den Einspruch ausüben oder unterlassen ,Tatsächlich hat die
Bundesregierung gegen eine Reihe von Landesgesetzen ,die höhere Sätze
bei Mietsteuernenthalten haben ,vonihremEinspruchsrechtkeinenGebrauch
gemacht .Ohneweiterswurden ,28 Prozent toleliert .GegenüberWienwirdein

pet eingenommenunddie Grenzlinie mit 14Pro¬wesentlich härterer Stand “
zent gezogen .Nicht zum erstenmal wird Wien schlechter behandelt als an¬
dere von Christlichsozialen verwaltete Bundesländer .Wir haben diese un
terschiedliche Behandlung erst jüngst im Zusammenhang mit demKranken¬
anst altengesetzerfahren .In denanderenBundesländerntritt für diezah¬
lungstähigenAusländerder Bundein .Wiengegenüberhat dieBundesre¬
gierung erklärt ,sie würde gegen eine gleichartige Bestimmung in einemWi
ner Gesotz Einspruch orheben .Wir haben also ,so bedauorlich undjedem
Rechtsgefühle widersprechend es ist ,mit der Tatsache zu rechnen ,dass n
zweicrlei Massgemessenwird .

WirunterbreitendehereineneueVorlage ,welchedieGrenz
linie von 14 Prozent ,die uns die Regierung zwingend vorgeschriebenn hat ,
beachtet .Es hätte gar keinen Sinn und wäre reine Zeitverschwendung ,wen
der Landtagversuchenwollte ,auch nur mit demwinzigsten Bruchteileine
Prozontes über diese 14 Prozent hinauszugchen .Die Erwägung ,ob esmögli
sei ,demEinspruch Rechnungzu tragen und von jedweder Erhöhungabzuse¬
hen ,brauchte kurze Zeit zur verneinendenAntwort .So unüberlegtwur
der Beschlussdochnicht gefasst .Wirhabenuns ,wie ich am23 .Dezember
im Landtag erklärt habe ,genau vor Augen gehalten ,dass es in einer so
ungünstigen Wirtschaftslage nicht wünschenswert ist ,Steuererhöhungen vo
zunehmen .Mankannebennur unter zweiUebelnwählen .DasgrössercUebel
ist zweifellos das Unterbleiben der gesteigerten Wphnbautätigkeit ,die
geringereBekämpfungder Arbeitslosigkeit ,Ein zweiterWeghätte darin!
stchen können ,die durch das Veto weggenommenen Steuererträgnisse durch
eine Verbreiterung der Steuergrundlage hereinzubringen .Heute ,da es in

Wienkaumeinen arbeitenden Menschengibt ,der nicht eine Eimbusse ans
Einkommenzu verzeichnen hat ,viele Zehntausende in das schreckliche El
der Arbeitslosigkeitversunkensind ,konntenwir diesen Wegnichtgehen
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Es musste aber trotzdem gotrachtot wordon ,don Entgang nachMöglichkeit
horninzubringen.DeshalbwurdeneinigermassonjoneSchichtenherangezogen,
dorenLeistungsfähigkoitdochvorhältnismässiggrössorist .DioGoschäfte
sollen keine stärkere Belastungerfahren ,umjodonAntriebzuProissteige -¬
rungenzu vermeiden .BedauerlicherWeisekönnenjonc Zugeständnisse ,die
demErzeugungsgewerbebei Lcerstchungenzugute gokommenwären ,nichtauf¬
rochterhalten werden .Die Wohnungenüber 3000GoldkronenFriedenszinser - ¬
fahreneinehöhereBolastung ,als nachdemGesetzvom23 .Dezember.Auch
an den Vergütungen ,die die Hauseigontümor für die Einhobung der Wohnbau¬
stoucr erhalten ,ist ein Abstrich vorgenommenworden .

WasaberübordasneueGesctzmitallemNachdruckgesagtwerdenmuss,
ist ,dass os durch das Vero der Regierung zwangsläufig einen hässlichen ,

überaus unsozialen Charakter erhält .Eine Wohnungmit einem Mictwertvon
12 . 800Goldkronen ,also eine LuxuswohnungausgeprägtesterArt ,wirdeine
Wohnbaustouervonnur mit 1 Schilling undvierGroschenzu zahlonhabon.
Ebensoviel ,wie eine Wohnungmit demMietwertvon1200Goldkronen .Das
wird vonder Bevölkerungwohlnicht verstandenwerden .Ganzunerträglich
ist aberder Zustand ,dasseineReihevonWohnungen,235ander Zahl ,über¬
hauptkeine Mehrbelastungerfährt ,Nichterfahren darf ,weil sieheute
schonmit einer Wohnbausteuerüber 14 Prozent belastet sind .Es sind diewer
vollsten und bestausgestatteten Objekte ,die es in Wiengibt .Wennder
Landtagdas Gesetzbeschliesst ,würdendie 235reichsten MenschenderStadt ,
die sich auf Grundder objektivenBestandsaufnahmedas grösste Massan
Wohnungsluxusleisten ,von jedweder Zahlungfreibleihen .Ich brauchenicht
eingehend zu schildern ,wie völlig unerträglich ein solcher Zustandist .
Es wärenicht schwer ,dafür aufpeitschendeWortezu finden ,dieLeiden¬
schaften zu erregen .Es ist viel schwerer darüber in Ruhe zu sprechen .Ich

glaube aber ,dass die Bundesregierung selbst ,wenn sie nun die Wirkung
ihres Einspruches sicht ,zu der Erkenntnis kommenmuss ,dass sio über
das Ziel geschossen hat .Es kann das nicht ihr letztes Wort und ihr wirk¬
licher Wille sein .Tatsächlich sind auch Besprechungeneingeleitet ,um
die Sachlage einer neuerlichen Prüfung zu unterzichen .Ich gebe der Erwartur
Ausdruck ,dass es noch im letzten Momentvormiedenwordenwird ,ein deart
unsoziales Gosatz boachliessen zu müsson ( Lobhaftor Beifall bei der Mehr¬

heit ) .
Die Vorhandlungwirdabgobrochen .
Nächste Sitzung morgen ,Freitag ,5 Uhrnachmittags .
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